
Gegen  die  Angriffe  auf  die
Versammlungsfreiheit  –
Solidarität  mit  der
palästinensischen
Befreiungsbewegung
Von Clay Ikarus, Mai 2023

Bereits im letzten Jahr wurden sämtliche Aktionen rund um den Mord an
Shireen Abu Akleh und dem Nakba-Tag von der RGR-Regierung in Berlin
verboten. Dies stellte einen massiven Angriff auf die Versammlungsfreiheit
dar. Getroffen wird die palästinensische Community, die so auch hierzulande
in ihrem Kampf gegen ihre Unterdrückung kriminalisiert, verfolgt und zum
Schweigen gebracht wird. Dagegen müssen wir geschlossen vorgehen, nicht
nur  weil  der  Befreiungskampf  der  Palästinenser_Innen  die  internationale
Solidarität der Ausgebeuteten und Unterdrückten bedarf, sondern auch, weil
diese  Eingriffe  in  unsere  Versammlungsfreiheit  alle  treffen  können.  Wir
hatten bereits im letzten Jahr über die Verbote berichtet und gemeinsam mit
anderen Organisationen versucht dagegen vorzugehen. Auch in diesem Jahr
gehen die Angriffe des Berliner Senates aus SPD und CDU weiter. Einige
Veranstaltungen wurden bereits verboten, sowie alle Ersatzveranstaltungen
zwischen dem 13. und 15. Mai. Zudem sind weitere bereits angemeldete Pro-
Palästinensische  Veranstaltungen  in  der  Versammlungsbehörde  nicht
aufgelistet,  weshalb  wir  Sorge  haben,  dass  auch  diese  verboten  werden.

Wieso ist der Nakba-Tag so wichtig?
Nakba bedeutet Katastrophe auf Arabisch. Der Tag ist ein internationaler
Gedenk- und Kampftag und beschreibt die Vertreibung der palästinensischen
Bevölkerung aus dem historischen Gebiet Palästina mit der Gründung des
Staates Israel am 14. Mai 1948. So wurde die zionistische Idee von Theodor
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Herzl, einen mehrheitlich jüdischen Nationalstaat zu errichten, mit Gewalt
umgesetzt. Palästina befand sich vorab unter kolonialistischer Verwaltung
Großbritanniens (1929-1948), welches den Zionismus unterstützte. Die Lage
hat sich im historischen Gebiet Palästina seitdem natürlich verändert. Die
verbreitete Idee der Zweistaatenlösung, also dass ein palästinensischer und
ein israelischer Staat koexistieren sollen, scheitert zunehmend. Heute gibt es
isolierte und mehr oder weniger „autonome“ palästinensische Gebiete, also
der  Gazastreifen,  das  Westjordanland  und  Ostjerusalem.  Doch  auch  die
werden immer weiter verdrängt durch die Siedlungspolitik und militärischen
Angriffe  Israels.  Gegen  die  Vertreibung  von  bis  jetzt  ca.  5  Millionen
Palästinenser_Innen  und  die  Kolonialpolitik  Israels  gab  es  zwei  große
Volksaufstände  (Intifadas).

Aktuelle Lage
Allein im letzten Jahr sind 167 Palästinenser_Innen ermordet worden und in
den  ersten  4  Monaten  dieses  Jahres  sind  es  bereits  83  Tote.  Amnesty
International  attestiert  Israel  die  Klassifizierung als  Apartheidsstaat  nach
UN-Recht, weil es de facto zwei Klassen an Staatsbürger_Innen gibt und die
palästinensische  Bevölkerung  rassistisch  weitgehend  entrechtet  ist.  Ihr
Leben wird oft mit einem Leben in einem Freiluftgefängnis verglichen, sie
sind  ständiger  Gefahr  von  Schikane,  Vertreibung,  Gefangenschaft  und
Ermordung  ausgesetzt.  Während  in  Palästina  der  Widerstand  gegen  die
israelische Apartheid hochkocht und sich auch von der Palästinensischen
Autonomiebehörde  (PA)  nicht  mehr  kontrollieren  lässt,  demonstrieren
gleichzeitig  über  100.000  Menschen  allein  in  Tel  Aviv  gegen  die
demokratiefeindlichen  Reformen  der  Regierung  Netanjahus.  Eine
Verbindung der Kämpfe bleibt jedoch aus – nicht zuletzt, weil die Bewegung
gegen die reaktionäre Regierung selbst den Kampf für die demokratischen
Rechte  der  Palästinenser_Innen  letztlich  ablehnt.  Doch  genau  dies  wäre
nötig, um das zionistische Regime zu überwinden und zu einer friedlichen
Lösung im Nahen Osten zu kommen: Ein gemeinsamer Kampf gegen den
rassistischen  und  kapitalistischen  Apartheidsstaat,  für  einen  säkularen
sozialistischen Staat unter Kontrolle der Menschen, die heute im Gebiet des
historischen Palästinas leben!



Wieso das Verbot? Wieso dagegen kämpfen?
Hier im ach so demokratischen Deutschland wäre so ein gemeinsamer Kampf
zwischen  palästinensischen  und  israelischen  Ausgebeuteten  und
Unterdrückten gegen den zionistischen Staat leicht umzusetzen und findet in
Ansätzen bereits statt. So wurden in der Vergangenheit Pro-Palästinensische
Veranstaltungen  auch  von  jüdischen  Aktivist_Innen  und  Organisationen
unterstützt.  Immer wieder  stellen Veranstalter_Innen klar,  dass  sie  nicht
gegen die Jüd_Innen kämpfen, sondern gegen den Zionismus und sprechen
sich deutlich gegen jeden Antisemitismus aus. Doch es gibt auch Gegenwind
seitens  zionistischer  Pro-Israelischer  Kräfte  sowie  der  Bundesregierung
Deutschlands,  die  jede  Kritik  an  Israel  gerne  mit  Antisemitismus
g le i chse tzen ,  während  s ie  d ie  e igent l i che  Ge fahr  durch
Verschwörungstheoretiker_Innen und rechte bis faschistische Netzwerke bis
in Polizei und Bundeswehr ignorieren. Auch selbsternannte Linke, die den
israelischen  Staat  trotz  der  reaktionären  Politik  verteidigen,  stellen  sich
gegen  palästinensische  Organisationen,  hetzen  mit  pauschalen
Antisemitismusvorwürfen  gegen sie  und versuchen,  sie  aus  den wenigen
linken Räumen zu verdrängen. Tragischerweise bewegen sich innerhalb des
palästinensischen Widerstands teilweise auch antisemitische Kräfte, die den
Kampf gegen Israel zu einem Kampf gegen Jüd_Innen erklären wollen. Diese
müssen zum einen isoliert werden, zum anderen dürfen sie keinen Vorwand
für eine Pauschalisierung von Palästinasolidarität darstellen! Der größte Teil
der palästinensischen Befreiungsbewegung bekämpft Israel aus der puren
Not und nicht aus Antisemitismus. Für uns ist klar: Antisemitismus können
wir nur für immer beenden, wenn wir das kapitalistische krisenhafte System
überwinden und bis  dahin müssen wir  immer und überall  sowohl  gegen
Antisemitismus als auch Zionismus kämpfen.

So  gibt  es  in  der  Bewegung  nicht  erwünschte  Personengruppen,  die
antisemitische Äußerungen von sich geben, so auch in Berlin, wo auf einer
Pro-Palästinensischen  Aktion  eine  Person  „Tod  Israel!  Tod  den  Juden!“
gerufen hat. Während von Lautsprecherwagen und Ordner_Innen klar gegen
diese  Personen  vorgegangen  wird  und  die  Menschen  aus  den  Aktionen
dauerhaft ausgeschlossen werden, nutzt die Berliner Regierung dies, um die



komplette  palästinensische  Bewegung  zu  kriminalisieren  und  in  ihrer
Versammlungsfreiheit  einzuschränken.  Das  Argument  ist,  dass  es  zu
möglichen volksverhetzenden Straftaten kommen kann. Wir erinnern uns,
dass 40.000 Coronaleugner_Innen mit gelben Sternen, Reichskriegsflaggen
und Hitlergrüßen, sich mit den schrecklichen Schicksalen von Jüd_Innen in
Konzentrationslagern  vergleichend  von  der  Polizei  begleitet  durch  die
Straßen  geleitet  wurden  und  das  ohne  eine  genehmigte  Anmeldung der
Demonstration.  Dies  zeigt  erneut  auf,  auf  wessen  Seite  der  deutsche
Imperialismus steht. Es geht um die außenpolitischen Interessen und nicht
um die Bekämpfung von Antisemitismus.

Es ist nun das 2. Jahr in Folge, dass die Verbote durchgesetzt werden. Ohne
einen entschlossenen Kampf in den Schulen, Unis und Betrieben sowie auf
der  Straße  gegen  die  Einschränkungen  unserer  Versammlungsfreiheit
werden  weitere  dieser  Angriffe  stattfinden.  Daher  lasst  uns  gemeinsam
dagegen organisieren und uns nicht nur verteidigen, sondern auch in die
Offensive übergehen!

Wir fordern:

Sofort ige  Rücknahme  der  Versammlungsverbote  für
Palästinenser_Innen jetzt und auch in Zukunft!
Solidarität mit der palästinensischen Befreiungsbewegung, hier und
international! Für ein freies, säkulares und sozialistisches Palästina!
Freiheit  für  alle  politischen  Gefangenen!  Schluss  mit  der
Kriminalisierung palästinensischer und kurdischer Organisationen!
Offene Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für Alle!



Nakba-Tag  –  5  Fragen  5
Antworten
Von Leila Cheng, Mai 2022

Am 15. Mai ist der Tag der Nakba. Ein Tag, an dessen Gedenken wir uns
betei l igen  wol len  und  an  dessen  Kampf  der  unterdrückten
Palästinenser_Innen  wir  anknüpfen  wollen.

Aber was ist überhaupt die Nakba und warum sollten wir ihr1.
Gedenken?

Nakba = Katastrophe und beschreibt die Vertreibung der palästinensischen
Bevölkerung aus dem historischen Gebiet Palästina mit der Gründung des
Staates Israel am 14. Mai 1948 und dem Krieg der umliegenden Staaten
gegen  Israel  am  folgenden  Tag,  den  Israel  als  Begründung  für  die
Vertreibung  nutzte.  Die  Lage  hat  sich  im  historischen  Gebiet  Palästina
seitdem natürlich  verändert.  Gegen  die  Vertreibung  von  ca.  5  Millionen
P a l ä s t i n e n s e r _ I n n e n  ( Q u e l l e :
https://de.wikipedia.org/wiki/Palästinensisches_Flüchtlingsproblem*) und die
Kolonialpolitik  Israels  gab  es  zwei  große  Aufstände  (Intifadas).  In  Folge
dessen  entstand  die  Idee  der  2  Staaten  Lösung,  also  dass  ein
palästinensischer  und  ein  israelischer  Staat  gegründet  wurden.  Diese
scheiterte  jedoch.  Heute  gibt  es  nur  noch  „autonome“  palästinensische
Gebiete, den Gazastreifen und das Westjordanland. Diese werden aber immer
weiter  verdrängt  durch  die  Siedlungspolitik  und  militärischen  Angriffe
Israels.

Doch  warum  vertreibt  und  diskriminiert  Israel  die2.
Palästinenser_Innen?

Der  israelische  Staat  baut  auf  der  Ideologie  des  Zionismus  muss  auf.
Zionismus sagt aus, dass Jüd_Innen für ihre Befreiung und als Schutzraum
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gegen  Antisemitismus  einen  bürgerlichen  Staat  für  sich  bräuchten.  Aus
diesem Prinzip heraus glauben Zionist_Innen, dass es einen Staat mit einer
mehrheitlich  jüdischen  Bevölkerung  braucht.  Damit  rechtfertigen  sie  die
Vertreibung der palästinensischen Menschen aus ihrem Land. So gibt es nur
für mehrheitlich jüdische Menschen Staatsbürger_Innenrechte in Israel. Eine
Minderheit  von größtenteils  muslimischen Palästinenser_Innen werden im
Land  zwar  geduldet,  jedoch  systematisch  diskriminiert,  z.B.  von  rechten
Zionist_Innen aus ihren Häusern geworfen, angegriffen oder von staatlichen
Behörden  entrechtet  und  als  Bürger_Innen  zweiter  Klasse  behandelt.
Deswegen bezeichnet sogar schon Amnesty International nach bestimmten
internationalen  Prinzipien  Israel  als  Apartheidsstaat.  (Quelle:
https://www.amnesty.org/en/latest/campaigns/2022/02/israels-system-of-apar
theid/**)

Aber das ist  nicht  alles.  Auch in dem palästinensischen Autonomiegebiet
Westjordanland findet israelischer Kolonialismus statt. Siedler_Innen siedeln
sich  dort  an  und  versuchen  auch  mit  Waffengewalt  die  einheimische
Bevölkerung immer mehr zu vertreiben, dadurch wird das Westjordanland
immer  kleiner.  Außerdem erschießt  das  Militär  wahllos  palästinensische
Menschen oft mit vorgeschobenen Begründungen. So wie erst vor ein paar
Tagen  die  bekannte  Journalistin  Schirin  Abu  Aqla  des  palästinensischen
S e n d e r s  A l - D s c h a s i r a  ( Q u e l l e :
https://www.jungewelt.de/artikel/426409.bewaffnet-mit-einer-kamera.html).
Gleichzeitig haben es die Menschen im Jordanland noch schwerer, weil die
Fatah  und  die  durch  sie  dominierte  palästinensische  Autonomiebehörde
komplett von Israel gekauft wurden und kaum noch Widerstand gegen die
Entrechtung leisten. Zudem stecken sich führende korrupte Politiker_Innen
der Fatah alle internationalen Hilfsgelder in ihre Taschen, weshalb nicht
mehr viel bei der einfachen Bevölkerung ankommt.

Der Gazastreifen ist wirklich autonom von Israel, jedoch sind dort viel zu
viele  Menschen  auf  engem  Platz  eingepfercht  und  vom  Rest  der  Welt
abgeschottet.  Dort  herrscht  die  islamistische  Hamas.  Um  sich  vor  der
Bevölkerung  zu  legitimieren,  leisten  sie  scheinbaren  „Widerstand“  und
schießen  recht  ziellos  Raketen  nach  Israel,  wenn  Israel  wieder
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Palästinenser_Innen  angreift,  die  aber  fast  alle  vom  israelischen
Raketenabwehrsystem abgefangen werden. Israel schießt deutlich effektiver
Raketen zurück, zerstören Häuser und tötet Tausende damit.

Wie ist die aktuelle Lage im historischen Gebiet Palästina?3.

Im letzten Monat während des Ramadans (dem muslimischen Fasten) kam es
vermehrt  zur  Eskalation:  Im  Westjordanland  wurden  mehrere  Menschen
erschossen, einige unorganisierte Palästinenser_Innen verübten Anschläge in
Israel und die israelische Polizei griff palästinensische Demonstrationen in
Jerusalem an. Daraufhin kam es auch zu vereinzelten Raketenschüssen von
und  in  den  Gazastreifen.  Weiterhin  marschierten  rechte  Zionist_Innen
zusammen mit  der  israelischen Armee ins  Westjordanland und besetzten
neue Gebiete. Außerdem wurde die für muslimische Menschen sehr wichtige
Al-Aksa-Moschee  in  Jerusalem  erneut  angegri f fen  (Quel le:
https://www.jungewelt.de/artikel/424890.provokation-auf-westbank.html).
Die Lage ist jetzt erstmal wieder ein bisschen entspannter geworden, aber
mit  der  Ermordung der  Journalistin  im Westjordanland (siehe vorheriger
Abschnitt) könnte es sich wieder zuspitzen.

Letztes Jahr hatte es eine starke militärische Eskalation gegeben und sehr
viel  Zerstörung  durch  Israel  in  Gaza.  Dieser  Krieg  war  ausgebrochen
aufgrund eines brutal niedergeschlagenen Aufstandes der palästinensischen
Bevölkerung in Sheikh Jarrah in Jerusalem, die sich gegen die Vertreibung
aus ihren Häusern und den Angriff rechter Zionist_Innen auf die Al-Aksa-
Moschee wehren wollten.

Kann der Zionismus Jüd_Innen von Antisemitismus befreien?4.

Nein,  natürlich nicht.  Rassismus und Antisemitismus als  besondere Form
davon  werden  ja  erst  durch  den  Kapitalismus  und  bürgerliche
Nationalstaaten  erzeugt.  So  kann  natürlich  kein  bürgerlicher  Staat  die
Jüd_Innen  vom  Antisemitismus  befreien.  Der  Kapitalismus  braucht  den
Antisemitismus zum einen als Südenbock in Krisenzeiten (z.B. in Form von
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Verschwörungstheorien), um die Arbeiter_Innenklasse zu spalten und einen
anderen vermeindlichen Feind als die Kapitalist_Innen zu erzeugen. Und ein
bürgerlicher Staat ist immer pro kapitalistisch, denn er stellt das Interesse
das Gesamtkapitals auf nationaler Ebene dar. Deswegen ist es auch kein
Wunder, dass Israel Antisemitismus nicht bekämpfen kann, sondern ihn nur
durch  Rassismus  gegen  Muslime  und  arabische  Menschen  zu  ersetzen
versucht.  Diesen bekommen dann in  Israel  sogar jüdische Menschen ab.
Natürlich  geht  der  Zusammenhang von Kapitalismus  und Antisemitismus
noch viel  weiter,  jedoch lässt  sich das  nicht  in  so  einem kurzen Artikel
erklären.  Wenn  ihr  euch  mehr  dafür  interessiert,  empfehlen  wir  euch
unseren  Artikel  zu  „Was  ist  Antisemitismus  und  wie  kann  er  bekämpft
werden?“  oder  den  etwas  längeren  aber  sehr  guten  Revolutionären
M a r x i s m u s - B a n d  5 1  z u  A n t i s e m i t i s m u s
(https://arbeiterinnenmacht.de/2019/09/12/antisemitismus-zionismus-und-die-
frage-der-juedischen-nation/).

Doch  was  i s t  aus  unserer  S icht  d ie  Lösung  des5.
Nahostkonfliktes?

Wie wir schon gehört haben scheiterte die Zwei-Staaten-Lösung, denn die
israelische Siedlungspolitik ist gnadenlos und rassistisch. Deswegen sind wir
für  eine  sozialistische  Einstaatenlösung,  wobei  weder  Jüd_Innen  noch
Muslim_Innen diskriminiert werden. Ein sozialistisches und säkulares und
geeintes  Palästina  ist  also  das,  was  wir  anstreben.  Dafür  bräuchte  es
allerdings einen gemeinsamen Kampf der israelischen und palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse gegen die israelische Apartheid, den US-Imperialismus,
der  diese  aus  ökonomischen  Interessen  stützt  und  das  dahinterstehende
Kapital. Bis dieser Kampf möglich ist, gilt es in Israel für eine starke linke
und antizionistische Opposition einzutreten.  Außerdem stehen wir an der
Seite  des  palästinensischen  Volkes  und  ihrem  Kampf  gegen  den
Kolonialismus und die Vertreibung Israels mit all ihren Facetten. Deswegen
unterstützen wir  den Widerstandskampf,  wo wir  können,  auch wenn wir
natürlich Kritik an der Korruption durch die Fatah und der reaktionären
Politik der Hamas. Nichtsdestotrotz stehen wir als Kommunist_Innen an der



Sei te  a l ler  Unterdrückten  Vö lker  der  Wel t ,  a l so  auch  der
Palästinenser_Innen.

Deshalb stellen wir folgende Forderungen auf:

Hoch  die  internationale  Solidarität,  für  die  Solidarisierung  aller
Linken  und  Arbeiter_Innen  wie  Unterdrückten  mit  dem
palästinensischen  Widerstandskampf
Gegen Waffenlieferung an Israel und gegen die Unterstützung des
israelischen Kolonialismus‘
Für  eine  gemeinsamen  Kampf  für  ein  sozialistisches-säkulares
Palästina (Einstaatenlösung)
Gemeinsamer Kampf aller Unterdrückten und Ausgebeuteten gegen
Antisemitismus, Rassismus und ihre Ursache den Kapitalismus

*„Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen
Osten (UNRWA) definiert (weltweit einzigartig) nicht nur die aus Palästina
geflohenen und vertriebenen Araber, sondern auch ihre anderswo geborenen
Nachkommen in väterlicher Linie als palästinensische Flüchtlinge. Derzeit
zählt es rund fünf Millionen Menschen dazu, darunter auch im und nach
dem Sechstagekrieg 1967 geflohene Palästinenser. Rund 1,5 Millionen davon
leben in 58 von der UNRWA verwalteten Flüchtlingslagern (Palestine refugee
camps) in Jordanien, Syrien, im Libanon, Gazastreifen und Westjordanland.
Die übrigen 3,5 Millionen leben in Orten der arabischen Gastländer, oft in

der Nähe der Flüchtlingslager.[2] Als Staatenlose besitzen sie dort meist keine
staatsbürgerlichen Rechte und werden als Minderheit teilweise systematisch
diskriminiert.“

** „Amnesty International’s new investigation shows that Israel imposes a
system of oppression and domination against Palestinians across all areas
under its control: in Israel and the OPT, and against Palestinian refugees, in
order to benefit Jewish Israelis. This amounts to apartheid as prohibited in
international law.“
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